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Pachtverhältnis als Pächter einzutreten und die Nutzung 
des Fischereirechtes der Produktionsgenossenschaft 
werktätiger Fischer unentgeltlich zu übertragen.

§ 8
(1) Fischereirechte können nur in vollem Umfange 

übertragen werden. _

(2) Verträge über die Übergabe oder die Nutzung von 
Fischereirechten bedürfen der Genehmigung durch die 
Räte der Bezirke.

§ 9
Bei Veräußerungen privater Fischereirechte steht den 

Räten der Bezirke ein Vorerwerbsrecht zu.

§ 10
Wenn Inhaber privater Fischereirechte ihre Rechte 

nach dem 8. Mai 1945 nicht genutzt haben und zur 
Grundsteuer nicht veranlagt wurden, so sind deren 
Rechte zu löschen.

§ 11
(1) Die Räte der Bezirke haben ein Register einzu­

richten, in das alle privaten Fischereirechte, mit Aus­
nahme der im § 10 genannten, auf Antrag des Inhabers 
einzutragen sind.

(2) Private Fischereirechte, deren Eintragung nicht 
bis zum 31. Dezember 1960 beantragt wurde, erlöschen 
zu diesem Zeitpunkt.

§ 12
Im Bereich der Binnen- und Küstenfischerei ist die 

Ausübung des Fischfanges genehmigungspflichtig.

III.
Förderung und Schutz der Fischerei

§ 13
(1) Die Organe der staatlichen Verwaltung haben die 

sozialistische Entwicklung der Binnen- und Küsten­
fischerei und die Steigerung der Produktion unter 
weitgehender Einbeziehung der Werktätigen zu fördern. 
Insbesondere sind bei Maßnahmen der Wasserwirtschaft 
und der Wasserstraßenverwaltung die Interessen der 
Binnen- und Küstenfischerei nach Möglichkeit zu be­
rücksichtigen.

(2) Die Fischereiverwaltung und -aufsicht obliegt den 
Räten der Bezirke in Zusammenarbeit mit den Organen 
der Deutschen Volkspolizei, der Wasserwirtschaft und 
der Wasserstraßenverwaltung.

(3) Zur Fischereiaufsicht können geeignete Personen 
aus sozialistischen Betrieben und Massenorganisationen, 
insbesondere aus dem Deutschen Anglerverband, als 
Helfer herangezogen werden.

§ 14
Beim Ministerium für Land- und Forstwirtschaft und 

bei den Räten der Bezirke und Kreise können Fischerei­
beiräte gebildet werden.

§ 15
Wer in einem offenen Gewässer Wehre, Schleusen, 

Dämme oder andere Anlagen errichtet oder unterhält, 
die den Zug der Fische verhindern oder wesentlich be­
einträchtigen,’ hat auf seine Kosten Fischwege anzu­
legen und zu unterhalten. Diese Verpflichtung besteht 
nicht, wenn die Einrichtung von Fischwegen volkswirt­

schaftlich im Mißverhältnis zu den fischereilichen 
Vorteilen steht. Die Entscheidungen hierüber treffen 
die Räte der Bezirke im Einvernehmen mit den zu­
ständigen Organen der Wasserwirtschaft und der 
Wasserstraßen Verwaltung.

§ 16
(1) Die Räte der Bezirke sind für die Durchführung 

der sich aus diesem Gesetz ergebenden Aufgaben zu­
ständig.

(2) Aufgaben aus diesem Gesetz können den Räten 
der Kreise, der Städte, Stadtbezirke und Gemeinden 
übertragen werden.

(3) Die örtlichen Räte können Einzelentscheidungen 
ihren Fachorganen übertragen.

(4) Erstreckt sich ein Gewässer auf mehrere Bezirke, 
so ist für die Durchführung der sich aus diesem Gesetz 
ergebenden Aufgaben derjenige Rat des Bezirkes zu­
ständig, in dessen Territorium der Hauptanteil des Ge­
wässers liegt.

(5) Erstrecken sich Produktionsgewässer eines Ge­
wässereinzugsgebietes auf mehrere Bezirke, so ist vom 
Standpunkt der größeren Vorteile einer komplexen Be­
wirtschaftung von den beteiligten Räten der Bezirke 
über die Bewirtschaftung zu entscheiden.

IV.
Beschwerde

§ 17
(1) Gegen alle von den örtlichen Organen der staat­

lichen Verwaltung getroffenen Entscheidungen steht 
den Betroffenen das Recht der Beschwerde zu.

(2) Die Beschwerde ist innerhalb von 2 Wochen nach 
Zustellung der Entscheidung bei dem Organ der staat­
lichen Verwaltung schriftlich einzulegen, dessen Ent­
scheidung angefochten wird. Die Beschwerde hat auf­
schiebende Wirkung. Wird der Beschwerde nicht statt­
gegeben, ist diese innerhalb von 2 Wochen nach Zugang 
an das zuständige übergeordnete Organ der staatlichen 
Verwaltung weiterzuleiten. Dieses entscheidet endgültig.

V.
Schlußbestimmungen

§ 18
Weitere zum Schutze und zur Förderung der Fischerei 

erforderliche Maßnahmen werden in Fischereiordnun­
gen geregelt, die für den Bereich der Binnenfischerei 
vom Minister für Land- und Forstwirtschaft und für 
den Bereich der Küstenfischerei von der Staatlichen 
Plankommission erlösen werden.

§ 19
Durchführungsbestimmungen erläßt für die Küsten­

fischerei die Staatliche Plankommission, für die Binnen­
fischerei der Minister für Land- und Forstwirtschaft im 
Einvernehmen mit den für die Unterhaltung der Ge­
wässer zuständigen zentralen Organen der staatlichen 
Verwaltung.

§ 20
(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1960 in Kraft.
(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:

1. Verordnung Nr. 4 vom 27. März 1947 — Ausgabe 
von Fischereischeinen — (ZVOB1. S. 8),

2. Verordnung Nr. 5 vom 27. März 1947 — Fischerei- 
liche Bewirtschaftung der Binnengewässer — 
(ZVOB1. S. 10),


